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Bundesministerium 

für Wirtschaft und Energie 

 

Bekanntmachung 

der Verfahrensordnung für die Vergabe 
öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge  

unterhalb der EU-Schwellenwerte 

(Unterschwellenvergabeordnung – UVgO) 

– Ausgabe 2017 – 

 

 

Vom 2. Februar 2017 

 

Nachstehend wird die unter Einbeziehung der Länder zwischen den Bundesressorts abge-
stimmte Verfahrensordnung für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung – UVgO) veröffentlicht. 

Sie ersetzt die Bekanntmachung der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen – Teil A 
(VOL/A) – Ausgabe 2009 – vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196a, BAnz. 2010 S. 755). Die 
UVgO tritt nicht bereits mit der Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft, sondern wird erst 
durch die Neufassung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu § 55 der Bundeshaushalts-
ordnung bzw. für die Länder durch die entsprechenden landesrechtlichen Regelungen in Kraft 
gesetzt. Nach ihrer Inkraftsetzung gelten die Vorschriften der UVgO für die Vergabe von Liefer- 
und Dienstleistungsaufträgen unterhalb der Schwellenwerte gemäß § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (EU-Schwellenwerte). 

Die UVgO orientiert sich strukturell an der für öffentliche Aufträge oberhalb der EU-
Schwellenwerte geltenden Vergabeverordnung von April 2016. 

 

Berlin, den 2. Februar 2017 

I B 6 - 26 19 02 

 

Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie 

Im Auftrag 
Dr. Solbach 

 

Fundstelle: Bundesanzeiger 
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(4)  Die §§ 10 bis 12 der Vergabeverordnung gelten für die Anforderungen an die verwen-
deten elektronischen Mittel und deren Einsatz entsprechend. 

 

A b s c h n i t t  2  

V e r g a b e v e r f a h r e n  

Unterabschnitt 1 

Verfahrensarten 

§ 8 

Wahl der Verfahrensart 

(1) Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen erfolgt durch Öffentliche Ausschreibung, durch 
Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne Teilnahmewettbewerb und durch Verhandlungsver-
gabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb. 

(2) Dem Auftraggeber stehen die Öffentliche Ausschreibung und die Beschränkte Aus-
schreibung mit Teilnahmewettbewerb nach seiner Wahl zur Verfügung. Die anderen Verfah-
rensarten stehen nur zur Verfügung, soweit dies nach den Absätzen 3 und 4 gestattet ist. Ab-
schnitt 3 bleibt unberührt. 

(3) Der Auftraggeber kann Aufträge im Wege der Beschränkten Ausschreibung ohne Teil-
nahmewettbewerb vergeben, wenn 

1. eine Öffentliche Ausschreibung kein wirtschaftliches Ergebnis gehabt hat oder 

2. eine Öffentliche Ausschreibung oder eine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewett-
bewerb für den Auftraggeber oder die Bewerber oder Bieter einen Aufwand verursachen 
würde, der zu dem erreichten Vorteil oder dem Wert der Leistung im Missverhältnis stehen 
würde. 

(4) Der Auftraggeber kann Aufträge im Wege der Verhandlungsvergabe mit oder ohne 
Teilnahmewettbewerb vergeben, wenn 

1. der Auftrag konzeptionelle oder innovative Lösungen umfasst, 

2. der Auftrag aufgrund konkreter Umstände, die mit der Art, der Komplexität oder dem recht-
lichen oder finanziellen Rahmen oder den damit einhergehenden Risiken zusammenhän-
gen, nicht ohne vorherige Verhandlungen vergeben werden kann, 

3. die Leistung nach Art und Umfang, insbesondere ihre technischen Anforderungen, vor der 
Vergabe nicht so eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann, dass hinreichend 
vergleichbare Angebote erwartet werden können, 

4. nach Aufhebung einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung eine Wiederholung 
kein wirtschaftliches Ergebnis verspricht, 

5. die Bedürfnisse des Auftraggebers nicht ohne die Anpassung bereits verfügbarer Lösungen 
erfüllt werden können, 

6. es sich um die Lieferung von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen zur Erfüllung 
wissenschaftlich-technischer Fachaufgaben auf dem Gebiet von Forschung, Entwicklung 
und Untersuchung handelt, die nicht der Aufrechterhaltung des allgemeinen Dienstbetriebs 
und der Infrastruktur einer Dienststelle des Auftraggebers dienen, 
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7. im Anschluss an Entwicklungsleistungen Aufträge im angemessenen Umfang und für an-
gemessene Zeit an Unternehmen, die an der Entwicklung beteiligt waren, vergeben werden 
müssen, 

8. eine Öffentliche Ausschreibung oder eine Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne Teil-
nahmewettbewerb für den Auftraggeber oder die Bewerber oder Bieter einen Aufwand ver-
ursachen würde, der zu dem erreichten Vorteil oder dem Wert der Leistung im Missverhält-
nis stehen würde, 

9. die Leistung aufgrund von Umständen, die der Auftraggeber nicht voraussehen konnte, 
besonders dringlich ist und die Gründe für die besondere Dringlichkeit nicht dem Verhalten 
des Auftraggebers zuzurechnen sind, 

10. die Leistung nur von einem bestimmten Unternehmen erbracht oder bereitgestellt werden 
kann, 

11. es sich um eine auf einer Warenbörse notierte und erwerbbare Lieferleistung handelt, 

12. Leistungen des ursprünglichen Auftragnehmers beschafft werden sollen,  

a) die zur teilweisen Erneuerung oder Erweiterung bereits erbrachter Leistungen be-
stimmt sind,  

b) bei denen ein Wechsel des Unternehmens dazu führen würde, dass der Auftraggeber 
eine Leistung mit unterschiedlichen technischen Merkmalen kaufen müsste und  

c) bei denen dieser Wechsel eine technische Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige 
technische Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit sich bringen würde, 

13. Ersatzteile und Zubehörstücke zu Maschinen und Geräten vom Lieferanten der ursprüngli-
chen Leistung beschafft werden sollen und diese Stücke in brauchbarer Ausführung von 
anderen Unternehmen nicht oder nicht unter wirtschaftlichen Bedingungen bezogen werden 
können, 

14. eine vorteilhafte Gelegenheit zu einer wirtschaftlicheren Beschaffung führt, als dies bei 
Durchführung einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung der Fall wäre,  

15. es aus Gründen der Sicherheit oder Geheimhaltung erforderlich ist, 

16. der öffentliche Auftrag ausschließlich vergeben werden soll 

a) gemäß § 1 Absatz 3 an Werkstätten für Menschen mit Behinderungen oder an Unter-
nehmen, deren Hauptzweck die soziale und berufliche Integration von Menschen mit 
Behinderungen oder von benachteiligten Personen ist, oder 

b) an Justizvollzugsanstalten oder 

17. dies durch Ausführungsbestimmungen eines Bundes- oder Landesministeriums bis zu ei-
nem bestimmten Höchstwert (Wertgrenze) zugelassen ist; eine solche Wertgrenze kann 
auch festgesetzt werden für die Vergabe von Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen einer 
Auslandsdienststelle im Ausland oder einer inländischen Dienststelle, die im Ausland für ei-
nen dort zu deckenden Bedarf beschafft. 

 

§ 9 

Öffentliche Ausschreibung 

(1) Bei einer Öffentlichen Ausschreibung fordert der Auftraggeber eine unbeschränkte An-
zahl von Unternehmen öffentlich zur Abgabe von Angeboten auf. Jedes interessierte Unter-
nehmen kann ein Angebot abgeben. 
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§ 14 

Direktauftrag 

Leistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 1 000 Euro ohne Umsatz-
steuer können unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens beschafft werden (Direktauftrag). 
Der Auftraggeber soll zwischen den beauftragten Unternehmen wechseln. 

 
 

Unterabschnitt 2 

Besondere Methoden und Instrumente in Vergabeverfahren 

§ 15 

Rahmenvereinbarungen 

(1) Rahmenvereinbarungen sind Vereinbarungen zwischen einem oder mehreren Auftrag-
gebern und einem oder mehreren Unternehmen, die dazu dienen, die Bedingungen für die öf-
fentlichen Aufträge, die während eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, festzu-
legen, insbesondere in Bezug auf den Preis. 

(2) Der Abschluss einer Rahmenvereinbarung erfolgt im Wege einer nach dieser Verfah-
rensordnung anwendbaren Verfahrensart. Das in Aussicht genommene Auftragsvolumen ist so 
genau wie möglich zu ermitteln und bekannt zu geben, braucht aber nicht abschließend festge-
legt zu werden. Eine Rahmenvereinbarung darf nicht missbräuchlich oder in einer Art ange-
wendet werden, die den Wettbewerb behindert, einschränkt oder verfälscht. 

(3) Auf einer Rahmenvereinbarung beruhende Einzelaufträge werden entsprechend den 
Bedingungen der Rahmenvereinbarung vergeben. Die Erteilung von Einzelaufträgen ist nur 
zulässig zwischen den in der Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen genann-
ten Auftraggebern und den Unternehmen, mit denen Rahmenvereinbarungen abgeschlossen 
wurden. Es dürfen keine wesentlichen Änderungen an den Bedingungen der Rahmenvereinba-
rung vorgenommen werden. 

(4) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung darf höchstens sechs Jahre betragen, es sei 
denn, es liegt ein im Gegenstand der Rahmenvereinbarung begründeter Sonderfall vor. 

 

§ 16 

Gelegentliche gemeinsame Auftragsvergabe; zentrale Beschaffung 

Für die Nutzung zentraler Beschaffungsstellen und die gelegentliche gemeinsame Auf-
tragsvergabe finden § 120 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und § 4 
der Vergabeverordnung entsprechende Anwendung. 

 

§ 17 

Dynamische Beschaffungssysteme 

(1) Der Auftraggeber kann für die Beschaffung marktüblicher Leistungen ein dynamisches 
Beschaffungssystem nutzen. 
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§ 52 

Durchführung von Planungswettbewerben 

Planungswettbewerbe können insbesondere auf den Gebieten der Raumplanung, des 
Städtebaus und des Bauwesens oder der Datenverarbeitung durchgeführt werden.  

 

 

A b s c h n i t t  4  

S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 53 

Vergabe im Ausland 

Auslandsdienststellen oder inländische Dienststellen in den Fällen des § 8 Absatz 4 Num-
mer 17 Halbsatz 2 sind bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen im Ausland 
nicht verpflichtet, § 28 Absatz 1 Satz 1 und 3, § 29 Absatz 1, § 30 und § 38 Absatz 2 bis 4 die-
ser Verfahrensordnung anzuwenden. 

 

§ 54 

Fristenbestimmung und -berechnung 

(1) Der Auftraggeber soll Fristen festlegen, die nach dem Kalendertag bestimmt sind. 

(2) Für die Berechnung der im Rahmen dieser Verfahrensordnung festgelegten Fristen 
gelten die §§ 186 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

 

 

 
 


